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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Jakob Stark (svp, TG) verlangte per Motion, dass die Führungsstruktur des Bundesrats
krisenresilienter werden soll. Die Covid-19-Pandemie habe gezeigt, dass die
Krisenführung optimiert werden könne. Die Entscheidungen der Regierung seien
teilweise einseitig «von epidemiologischen Gesichtspunkten» geleitet gewesen.
Gesundheit, Wirtschaft und Finanzen seien vernachlässigt worden. Mit einem
interdepartementalen Bundesratsausschuss und einem ausbalancierten Führungsstab
aus verschiedenen Fachkräften, der bereits in einer normalen Lage ernannt werden
müsste, könnte eine ausgeglichenere Entscheidungsgrundlage geschaffen werden,
begründete Stark seinen Vorstoss. 
Der Bundesrat erklärte, dass er eine Verbesserung der Führungsstrukturen in
Krisenzeiten ebenfalls als notwendig erachte. Er werde dies sorgfältig evaluieren, gebe
aber zu bedenken, dass es zu früh sei, bereits heute Gesetzesgrundlagen dafür zu
schaffen, weshalb er die Motion zur Ablehnung empfehle. 
In der Ratsdebatte verlangte Daniel Fässler (mitte, AI) mittels Ordnungsantrag, die
Motion zusammen mit einer Motion Ettlin (mitte, OW; Mo. 21.3956), mit der gesetzliche
Grundlagen für ein Beratungsgremium im Krisenfall geschaffen werden sollen, an die
zuständige GPK zur Vorprüfung zuzuweisen. Die GPK untersuche die Bewältigung der
Corona-19-Krise detailliert und beziehe dort auch die Führungsstruktur mit ein. Er
schlage vor, den GPK-Bericht abzuwarten und die beiden Motionen noch nicht zu
beraten, um Doppelspurigkeiten zu vermeiden. Dieser Vorschlag wurde von der
Kantonskammer stillschweigend angenommen. 1

MOTION
DATUM: 27.09.2021
MARC BÜHLMANN

Nachdem die GPK-SR die beiden Motionen von Erich Ettlin (mitte, OW; Mo. 21.3956)
und von Jakob Stark (svp, TG; Mo. 21.3722) eingehend beraten hatte, empfahl sie beide
zur Ablehnung. Die Idee der Vorstösse war es, die Führungsstruktur des Bundesrats
krisenresilient zu machen, indem in einem Krisenfall Gremien oder Ausschüsse
eingesetzt werden könnten, die den Bundesrat beraten und unterstützen. In der
Ratsdebatte während der Wintersession 2022 begründete Matthias Michel (fdp, ZG) die
ablehnende Position der GPK-SR: Die Anliegen seien in der Zwischenzeit überholt. Es
seien seit der Einreichung der beiden Vorstösse zahlreiche Motionen und Postulate
überwiesen und Berichte dazu verfasst worden – darunter auch spezifisch zur Frage
der Einbindung von Fachgremien in Krisenzeiten. Die Kommission habe sich zwar
überlegt, die beiden Motionen zu sistieren und das revidierte Epidemiengesetz
abzuwarten, habe aber darin keinen Mehrwert erkannt. In der Folge zog Erich Ettlin
seine Motion noch während der Debatte zurück. Die Motion von Jakob Stark wurde
ohne Abstimmung abgelehnt. 2

MOTION
DATUM: 12.12.2022
MARC BÜHLMANN

Im Oktober 2022 empfahl die GPK-SR die beiden Motionen von Erich Ettlin (mitte, OW;
Mo. 21.3956) und von Jakob Stark (svp, TG; Mo. 21.3722), welche die Führungsstruktur
des Bundesrats krisenresilient machen wollten, indem in einem Krisenfall Gremien
oder Ausschüsse eingesetzt werden könnten, zur Ablehnung. In der Zwischenzeit sei
das Anliegen überholt, begründete Matthias Michel (fdp, ZG) die ablehnende Position
der GPK-SR in der Wintersession 2022. Seit der Einreichung der beiden Vorstösse seien
zahlreiche Motionen und Postulate überwiesen und Berichte dazu verfasst worden. In
der Folge zog Erich Ettlin seine Motion noch während der Debatte zurück. Die Motion
von Jakob Stark wurde ohne Abstimmung abgelehnt. 3

MOTION
DATUM: 12.12.2022
MARC BÜHLMANN
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Parlamentsorganisation

Am Schluss einer kurzen Debatte folgte der Ständerat in der Sommersession 2021
einem Ordnungsantrag von Daniel Fässler (mitte, AI) und wies die Motion von Jakob
Stark (svp, TG) wie auch die Motion von Werner Salzmann (svp, BE) der SPK-SR zur
Vorprüfung zu. Die Motion Stark fordert einen besseren Einbezug des Parlaments bei
der Bekämpfung zukünftiger Pandemien und schlägt dafür eine Revision des
Epidemiengesetzes vor. Darin soll neu festgehalten werden, dass der Bundesrat dem
Parlament Notrechtsbeschlüsse vorlegen muss. Bei kurzfristigen Beschlüssen soll eine
Genehmigung nachträglich eingeholt werden müssen; wenn immer möglich soll aber
auch Notrecht dem Parlament nach einer kantonalen Vernehmlassung direkt
unterbreitet werden. Das Parlament werde im Epidemiengesetz mit keinem Wort
erwähnt. Dies und der Umstand, dass sich das Parlament zwar mit «der Bewältigung der
massiven Folgen der Massnahmen zur Covid-Bekämpfung» beschäftigen müsse, beim
Beschluss dieser Massnahmen aber nicht mitreden dürfe, müsse behoben werden, so
Stark.
Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion, auch weil sich die SPK-NR bereits
intensiv mit dem Thema des besseren Einbezugs des Parlaments in Krisen beschäftige
und dieser Arbeit nicht vorgegriffen werden solle. 
Dies entschied Mitte August schliesslich auch die SPK-SR: Bevor sie die beiden
Motionen vorprüfen werde, wolle sie die Arbeiten der Schwesterkommission
abwarten. 4

MOTION
DATUM: 18.08.2021
MARC BÜHLMANN

Werner Salzmann (svp, BE) forderte mittels Motion, dass das Parlament bei der
Anordnung einer ausserordentlichen Lage gemäss EpG einbezogen werden müsse. Die
Covid-19-Krise zeige eindrücklich, dass die Folgen für die Wirtschaft aber auch die
menschliche Psyche so gravierend seien, «dass das Parlament in der Pflicht steht, hier
Verantwortung zu übernehmen». Wenn die Dringlichkeit den unmittelbaren Einbezug
des Parlaments verunmögliche, müsse der Bundesrat nachträglich legitimieren lassen,
wenn er eine ausserordentliche Lage anordne.
Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion. Er werde eine sorgfältige
Evaluation vornehmen und sich überlegen, wie das Parlament in künftigen Krisen besser
einbezogen werden könnte. Zudem sei auch die SPK-NR daran, solche Abklärungen
vorzunehmen. Mit einer Annahme der Motion würde diesen Arbeiten vorgegriffen. 
Im Ständerat kam es in der Sommersession erst zu einem angenommenen
Ordnungsantrag: Zusammen mit einer ähnlichen Motion von Jakob Stark (svp, TG) wurde
die Motion Salzmann der SPK-SR zur Vorprüfung überwiesen. Diese gab dann im August
bekannt, dass sie die beiden Motionen erst behandle, wenn klar werde, was die SPK-NR
in dieser Sache plane. 5

MOTION
DATUM: 18.08.2021
MARC BÜHLMANN

Mit 7 zu 5 Stimmen (1 Enthaltung) beantragte die SPK-SR die Motion von Werner
Salzmann (svp, BE) mit der Forderung, dass das Parlament bei der Anordnung einer
ausserordentlichen Lage gemäss EpG einbezogen werden müsse, abzulehnen. Sie
verwies in ihrem Bericht darauf, dass bereits eine Revision des Epidemiengesetzes in
Angriff genommen worden sei, in der die Frage nach der Rolle des Parlamentes
berücksichtigt werde. Darüber hinaus würden die Mitwirkungsrechte der
Bundesversammlung im Falle von Krisen auch im Rahmen zweier parlamentarischer
Initiativen (Pa.Iv. 20.437 & Pa.Iv. 20.438), denen zuvor Folge gegeben worden war, neu
geregelt.
In der Ratsdebatte in der Sommersession 2022, die nötig war, weil eine starke
Kommissionsminderheit für Annahme der Motion plädierte, wurde gleichzeitig die
ähnliche Motion von Jakob Stark (svp, TG, Mo. 21.3033) für einen besseren Einbezug des
Parlaments bei der Bekämpfung von Pandemien behandelt. Für die SPK-SR erörterte
Andrea Caroni (fdp, AR) ein formelles und ein inhaltliches Argument, die gegen die
Motionen sprächen: Es gehe formell bei beiden Motionen nicht um die Revision des
EpG, sondern um die Rolle der Bundesversammlung in Krisen – dies sei aber bereits
Gegenstand einer laufenden Gesetzesrevision, womit die Vorstösse eigentlich bereits
erfüllt seien. Inhaltlich würde die Motion Salzmann die parlamentarische Genehmigung
der Ausrufung der ausserordentlichen Lage durch den Bundesrat fordern. Der
Nationalrat habe aber Vorstösse und Anträge zu solchen «Genehmigungspflichten»
bereits in grosser Zahl im Rahmen der Diskussionen um die Covid-19-Pandemie
abgelehnt. Das Parlament könne nicht so rasch handeln wie die Exekutive, wäre deshalb
stets zu spät und könne entsprechend kaum präventiv entscheiden. In der auf den
parlamentarischen Initiativen beruhenden Revision des Parlamentsrechts werde

MOTION
DATUM: 30.05.2022
MARC BÜHLMANN
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deshalb auf eine Beschleunigung der Behandlung von Motionen gepocht. «Fazit:», so
Caroni, «Die Reformen sind unterwegs», weshalb die Motionen unnötig seien.  
Werner Salzmann verteidigte seinen Vorstoss damit, dass sich im Parlament ein Gefühl
der Machtlosigkeit eingestellt habe, nachdem der Bundesrat die ausserordentliche Lage
gemäss Epidemiengesetz ausgerufen habe. Natürlich müsse der Bundesrat rasch
handeln können und er habe laut dem Epidemiengesetz auch das Recht dazu, aber auch
eine nachträgliche Genehmigungspflicht hätte letztlich die Legitimität des
bundesrätlichen Entscheides erhöht. 
Daniel Fässler (mitte, AI) unterstützte die Minderheitenposition von Salzmann. Die
Pandemie habe gezeigt, wie weitreichend die Folgen sein könnten, wenn der Bundesrat
die ausserordentliche Lage ausrufe. Dies sei vom Epidemiengesetz zwar so gewollt, es
sei aber zu klären, ob dies auch weiterhin so sein solle oder ob es nicht besser wäre,
auch das Parlament – wenn nötig – mit einer nachträglichen Genehmigung mit in die
Verantwortung zu nehmen. Es sei wahrscheinlich, dass die laufenden Revisionen diese
Klärung vornehmen würden, die Ablehnung der Motion Salzmann wäre aber ein falsches
Zeichen an den Bundesrat. Zudem müsse die Frage des Einbezugs des Parlaments in
der Tat auch ganz spezifisch im Epidemiengesetz geregelt werden. Heidi Z'graggen
(mitte, UR) urteilte, dass das aktuelle Epidemiengesetz dem Bundesrat «zu viel
Machtfülle» verleihe. Diese sei im internationalen Vergleich sogar «einzigartig» gross:
Eine Studie zeige, dass die Schweiz gemäss eines «Machtkonzentrationsindex» von 34
Ländern an neunter Stelle liege – hinter acht osteuropäischen Staaten. Freilich habe
der bundesrätliche Machtzuwachs auf gesetzlichen Grundlagen beruht und der
Bundesrat habe in der Pandemie auch gute Arbeit geleistet, trotzdem brauche gerade
ein solcher situativer Machtzuwachs Gegengewichte in der Legislative. Nur wenn das
Parlament eingebunden würde, schaffe dies «zuhanden der Bevölkerung und der
Kantone die dringend notwendige Öffentlichkeit und Legitimation», was mit der
Annahme der Motion Salzmann bekräftigt werden müsse. 
Gesundheitsminister Alain Berset erinnerte die kleine Kammer am Schluss der Debatte
in einem ziemlich ausführlichen Votum daran, dass es für den Bundesrat nicht einfach
oder gar angenehm gewesen sei, die Verantwortung zu übernehmen, als das Parlament
zu Beginn der Pandemie seine Arbeit eingestellt habe. Der Bundesrat habe sich aber
sogar in dieser Situation bemüht, mit dem Parlament via Kommissionen in Kontakt zu
bleiben. Hingegen hätten jene Leute, die den Bundesrat ob der zu grossen Machtfülle
kritisiert hätten, keine Verantwortung übernommen, als die ausserordentliche Lage
nicht mehr gegolten habe. Er halte zudem im Epidemiengesetz nicht den Artikel 7 zur
ausserordentlichen Lage für zentral, auf den die Motion Salzmanns ziele, sondern den
Artikel 6 zur besonderen Lage, da diese wesentlich häufiger sei, und bei der die
Verantwortung des Parlaments ebenfalls geregelt werden müsse. Schliesslich sei bei der
Schaffung des Epidemiengesetzes im Jahr 2012 nicht über die ausserordentliche Lage,
sondern über Impfungen diskutiert worden. Die Bedeutung bestimmter
Gesetzesbestimmungen zeige sich folglich erst, wenn sie in der Realität angewendet
werden müssten. Es brauche aber, darin gehe der Bundesrat mit dem Parlament einig,
in Anbetracht der Erfahrungen der letzten Monate Revisionen. Diese seien mit einem
neuen Epidemiengesetz auf gutem Weg. Die Motionen seien inhaltlich zwar wichtig und
ihre Anliegen müssten einfliessen, dafür brauche es aber eben keinen weiteren
Gesetzesauftrag an den Bundesrat. 
Dies sah auch die Mehrheit des Ständerats so: Mit 26 zu 18 Stimmen (1 Enthaltung)
wurde die Motion Salzmann abgelehnt. Unterstützung erhielt der Vorstoss vor allem aus
den Fraktionen der SVP und der Mitte. 6

Mit 7 zu 2 Stimmen (3 Enthaltungen) beantragte die SPK-SR im Mai 2022, die Motion von
Jakob Stark (svp, TG) abzulehnen, die einen besseren Einbezug des Parlaments bei der
Bekämpfung zukünftiger Pandemien forderte. Sie verwies in ihrem Bericht darauf, dass
die Mitwirkungsrechte der Bundesversammlung im Falle von Krisen auch im Rahmen
zweier parlamentarischer Initiativen (Pa.Iv. 20.437 & Pa.Iv. 20.438), denen zuvor Folge
gegeben worden war, neu geregelt würden. Das Anliegen Starks müsse im Rahmen jener
Revision diskutiert werden. Allerdings habe der Nationalrat ähnliche Vorstösse (z.B.
Pa.Iv. 20.452) bereits als «nicht krisentauglich» abgelehnt – dies sei ein weiterer Grund
für die Empfehlung, die Motion abzulehnen, so der Kommissionsbericht. 
In der Ratsdebatte in der Sommersession 2022, die nötig war, weil die
Kommissionsminderheit für Annahme der Motion plädierte, wurde gleichzeitig die
ähnliche Motion von Werner Salzmann (svp, BE; Mo. 21.3034) behandelt, die den
besseren Einbezug des Parlaments bei der Anordnung einer ausserordentlichen Lage
forderte. Für die Mehrheit der SPK-SR erörterte Andrea Caroni (fdp, AR) ein formelles
und ein inhaltliches Argument, die gegen die Motionen sprächen. Es gehe formell bei
beiden Motionen nicht um die Revision des Epidemiengesetzes (EpG), sondern um die

MOTION
DATUM: 30.05.2022
MARC BÜHLMANN
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Rolle der Bundesversammlung in Krisen – dies sei aber bereits Gegenstand einer
laufenden Gesetzesrevision, womit die Vorstösse eigentlich bereits erfüllt seien. Auch
das EpG werde momentan revidiert. Inhaltlich würde die Motion Stark die
parlamentarische Genehmigung von Notverordnungen des Bundesrats fordern. Der
Nationalrat habe Vorstösse und Anträge zu solchen «Genehmigungspflichten» aber
bereits in grosser Zahl abgelehnt, weil das Parlament stets zu spät wäre und nicht
präventiv entscheiden könne. In der auf den parlamentarischen Initiativen beruhenden
Revision des Parlamentsrechts werde deshalb eher auf eine Beschleunigung der
Behandlung von Motionen gepocht. «Fazit», so Caroni, «[d]ie Reformen sind
unterwegs», weshalb die Motionen unnötig seien. Jakob Stark verteidigte sein Anliegen
damit, dass die «unzureichende rechtliche Einbindung des Parlaments» während der
Pandemie «in staatspolitischer Hinsicht einen schwerwiegenden Mangel» dargestellt
habe. Es habe weder eine parlamentarische noch eine öffentliche Diskussion über die
Beschlüsse des Bundesrats stattgefunden. Er habe mit Genugtuung zur Kenntnis
genommen, dass die Frage des Einbezugs des Parlaments in Krisensituationen in die
aktuellen Revisionen einfliesse. Damit aber wirklich eingehend diskutiert und
sichergestellt werde, dass das Parlament auch in Krisen das letzte Wort habe und nicht
«zum Vernehmlassungs- und Konsultationspartner des Bundesrates degradiert» werde,
wolle er an seiner Motion festhalten.
Gesundheitsminister Alain Berset erinnerte die kleine Kammer am Schluss der Debatte
in einem ziemlich ausführlichen Votum daran, dass es für den Bundesrat nicht einfach
oder gar angenehm gewesen sei, die Verantwortung zu übernehmen, als das Parlament
zu Beginn der Covid-19-Pandemie auf eigenen Wunsch hin seine Arbeit eingestellt
habe. Der Bundesrat habe sich aber sogar in dieser Situation bemüht, mit dem
Parlament via Kommissionen in Kontakt zu bleiben. Berset erinnerte daran, dass jene
Leute, die den Bundesrat ob der zu grossen Machtfülle kritisiert hätten, keine
Verantwortung übernommen hätten, als die ausserordentliche Lage dann nicht mehr
galt. Es brauche aber, darin gehe der Bundesrat mit dem Parlament einig, in Anbetracht
der Erfahrungen der letzten Monate Revisionen. Diese seien mit dem geplanten neuen
Epidemiengesetz auf gutem Weg. Die Motionen brauche es dazu aber nicht. Mit 35 zu 7
Stimmen (3 Enthaltungen) lehnte der Ständerat die Motion von Jakob Stark ab. Einzig
die Parteikollegen Starks unterstützten dessen Vorstoss. Auch die Motion Salzmann
wurde abgelehnt. 7

Aussenpolitik

Beziehungen zur EU

Der Ständerat beschäftigte sich in der Herbstsession 2023 mit dem nationalrätlichen
Anliegen, stärker an der Europäischen Regulierung der Digitalisierung mitzuwirken.
Benedikt Würth (mitte, SG) zitierte für die Kommissionsmehrheit, die die Motion
annehmen wollte, aus dem bundesrätlichen Bericht «Lagebeurteilung Beziehungen
Schweiz-EU». Dabei kam er zum Schluss, dass die Entwicklungen in der EU, sei es beim
Digital Services Act, beim Digital Markets Act oder bei der KI-Regulierung, auch die
Schweiz beträfen und es daher wichtig sei, «dass die Schweiz hier einen Gang höher
schaltet und sich einbringt». Demgegenüber argumentierte Jakob Stark (svp, TG) für die
Minderheit der Kommission, dass die geforderte Analyse nicht nötig sei. Der Thurgauer
Ständerat verwies auf den Bericht «Die Schweiz und die Digitalstrategie der
Europäischen Union», in dem die Zuständigkeiten und der Handlungsbedarf
übersichtlich dargestellt worden seien. So sei etwa das BAKOM verantwortlich für die
Begleitung der EU-Verordnung zur künstlichen Intelligenz. Anschliessend sprach sich
die kleine Kammer mit 16 zu 22 Stimmen gegen die Motion aus, die damit erledigt ist. 8

MOTION
DATUM: 18.09.2023
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Konjunkturlage- und politik

Etant donné les conséquences économiques de la crise du Covid-19, le sénateur
agrarien Jakob Stark (udc, TG) a recommandé une adaptation de l'article 63 de la loi sur
les épidémies (LEp). Pour être précis, il a préconisé une indemnisation appropriée pour
les entreprises restreintes dans leurs activités économiques par des mesures
contraignantes liées à une épidémie, comme le confinement. 
Le Conseil fédéral s'est montré sceptique face à une adaptation de la LEp. Au contraire,
il estime que la LEp doit rester flexible pour répondre aux enjeux de chaque épidémie.
En outre, il a précisé que, lors de la crise du Covid-19, des mesures extraordinaires ont
été prises via la loi Covid-19. 
La motion a été rejetée par 22 voix contre 8 et 3 abstentions. 9

MOTION
DATUM: 27.09.2021
GUILLAUME ZUMOFEN

Strukturpolitik

Die zuständige WAK-SR teilte im Frühling 2022 die Ansicht von Motionär Stöckli (sp, BE),
dass es bei vielversprechenden Projekten im Bereich der Nachhaltigkeit und
Digitalisierung im Tourismussektor an langfristigen Finanzierungsmöglichkeiten fehle.
Die derzeit geltende Regelung von Innotour erlaube nur Anschubfinanzierungen und
ermögliche keine ausreichende, langfristige Vernetzung zwischen den vielen – teilweise
kleinen – Akteuren. Die Kommission beantragte das Anliegen zusammen mit einer
Motion Cottier (fdp, NE; Mo. 21.3278), welche ein nachhaltiges
Unterstützungsprogramm für den Schweizer Tourismus forderte, deshalb zur Annahme.

In der Sommersession 2022 beriet der Ständerat sodann die beiden Motionen
zusammen. Während er die Motion Cottier, die auch vom Bundesrat unterstützt worden
war, stillschweigend guthiess, nahm er die Motion Stöckli mit 29 zu 4 Stimmen bei 5
Enthaltungen an. Kommissionssprecher Hans Wicki (fdp, NW) erläuterte erneut den
Standpunkt der Kommission, dass Projekte nur durch eine langfristige Finanzierung
auch nachhaltig sein könnten. Bei einer Anschubfinanzierung drohe, dass die
verwendeten Bundesgelder nicht effizient eingesetzt würden, falls das Projekt aufgrund
fehlender Mittel nicht weitergeführt werde. Wirtschaftsminister Guy Parmelin erklärte
hingegen, dass es nicht Aufgabe des Bundes sei, touristische Infrastrukturen auf die
lange Frist zu finanzieren. Er sah den Aspekt der Nachhaltigkeit darin, dass auch die
Akteure selber zum Erfolg beitragen müssten. Wenn ein Projektstart erfolgreich
verlaufe, könne zudem im Rahmen von Innotour eine Unterstützung für ein darauf
aufbauendes Projekt beantragt werden. Eine langfristige Finanzierung würde des
Weiteren dazu führen, dass nur einige wenige Projekte durchgeführt werden könnten
und viele andere Projekte das Nachsehen hätten, argumentierte Parmelin weiter.
Diesem Votum folgend und somit gegen die Ausschüttung neuer Subventionen im
Tourismusbereich stimmten schliesslich nur die drei SVP-Ständeräte Hansjörg Knecht
(AG), Werner Salzmann (BE) und Jakob Stark (TG) sowie der Parteilose Thomas Minder
(SH) gegen die Motion. Der Vorstoss ging damit an den Nationalrat. 10

MOTION
DATUM: 14.06.2022
MARCO ACKERMANN

Im März 2023 stand eine Motion von Roberto Zanetti (sp, SO) zur Sicherstellung des
metallischen Materialkreislaufes in der Schweiz auf der Traktandenliste des
Ständerats. Der Solothurner Ständerat forderte, dass der Bundesrat ein
Massnahmenpaket ausarbeitet, um den Produktions- und Recyclingstandort für Metalle
in der Schweiz zu sichern. In einem längeren Votum legte Zanetti dar, weshalb die
Motion so wichtig sei: Die Branche – er verwies dabei vor allem auf das grösste
Stahlwerk in der Schweiz, die Stahl Geralfingen AG, welches Metalle in grosser Menge
rezykliert und wiederaufbereitet – sei sehr energieintensiv und die Energiekrise mache
der Branche zu schaffen. Die derzeitigen Energiepreissubventionen in der EU hätten
indes grosse Wettbewerbsnachteile für die Schweizer Unternehmen zur Folge, welche
keine Entlastung erhalten würden. Ohne gezielte Unterstützung «sei der Verlust von
industrieller Substanz in grossem Ausmass zu befürchten», zitierte Zanetti Jean-
Philippe Kohl, den Leiter für Wirtschaftspolitik beim Verband Swissmem. Würde
beispielsweise das Gerlafinger Stahlwerk wegfallen, müssten Unmengen an Stahl aus
dem Ausland – Norditalien oder Süddeutschland – importiert werden, was gravierende
negative ökonomische als auch ökologische Folgen impliziere. Die Massnahme sei nicht
zuletzt eine «ökonomische und ökologische Landesverteidigung» im Sinne der

MOTION
DATUM: 16.03.2023
MARCO ACKERMANN
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Versorgungssicherheit, um eine «wichtige Schlüsselindustrie» im Land zu behalten. Wie
der Sozialdemokrat ausführte, erfahre seine Motion zudem über die Parteigrenzen
hinweg Unterstützung – ganze 29 Ständerätinnen und Ständeräte hätten
mitunterzeichnet: Darunter beispielsweise Jakob Stark (svp, TG), der im Rat daraufhin
aufzeigte, dass sich diese Frage generell auf den Industriestandort Schweiz ausweiten
liesse. Es sei zu klären, welche Industrien systemrelevant und welche zu schützen seien
– auch im Hinblick auf andere energieintensive Industrien. Er verwies dabei auf seine
Interpellation zu ebendiesem Thema (Ip. 22.4371). Bundesrat Guy Parmelin blieb im Rat
beim Standpunkt des Gremiums, dass sich die Schweiz nicht in diesen
Subventionswettlauf begeben dürfe, wie es im Ausland der Fall sei. Zudem würde dies
weitere Industriezweige zu Forderungen bewegen. Weiter führte Parmelin aus, dass der
Energiepreisanstieg in der Schweiz weniger stark ausgefallen sei als im Ausland und die
Absicherung gegen Energiepreisrisiken bei solchen Branchen zum Kerngeschäft gehöre.
Des Weiteren sei die Beschäftigung im Land gut, die Inflation und die Steuerbelastung
tief, was alles gute Rahmenbedingungen darstellten. Letztere – und nicht die
Chancengleichheit – seien auch das Ziel der Schweizer Wirtschaftspolitik. Zu guter
Letzt habe sich der Bundesrat im Rahmen des Postulats 18.3509) vorgenommen, neue
Massnahmen zur Stärkung der Kreislaufwirtschaft im Bausektor und damit auch der
Rezyklierung metallischer Abfälle zu prüfen. Trotz der vielen Ausführungen des
Bundesrates zeigte sich im Ständerat schliesslich ein deutliches Bild: Mit 35 zu 5
Stimmen bei 2 Enthaltungen nahm dieser die Motion an. 11

Geld, Währung und Kredit

Banken

Eine parteilich breit abgestützte Motion Herzog (sp, BS) forderte, die Forschung in
Bankkundenarchiven zu ermöglichen, indem im Bankengesetz die Möglichkeit
geschaffen wird, den Forschenden – bei einem Nachweis eines öffentlichen
Forschungsinteresses, nach Ablauf von Schutzfristen und unter Schutz der
persönlichen Daten – für wissenschaftliche Zwecke Zugang zu den Bankkundenarchiven
zu gewähren. Gemäss geltendem Recht sei es nämlich nicht möglich, Bankdaten
historisch zu untersuchen, da solche Vorhaben durch die Strafbestimmung für
Bankgeheimnisverletzungen tangiert würden, erklärte Mitunterzeichner Jakob Stark
(svp, TG) den Status Quo. Dies stehe beispielsweise der Überprüfung der Ergebnisse von
älteren Untersuchungen «aus heutiger Warte» im Wege. Der Bundesrat anerkenne das
Interesse an der historischen Forschung zum Schweizer Bankenplatz, unterstrich
Finanzministerin Karin Keller-Sutter. Sie erklärte in ihrem Votum jedoch, dass es hierbei
um die Frage gehe, ob zur Ermöglichung der Bankforschung grundsätzlich eine
Anpassung des Bankengesetzes notwendig sei. Der Bundesrat sei hier der Ansicht, dass
erst geprüft werden müsse, ob es überhaupt das Bankkundengeheimnis sei, welches die
Forschung verhindere und ob es somit einen regulatorischen Handlungsbedarf gebe,
bevor man gesetzgeberisch tätig werde. Diese Prüfung könne beispielsweise im Rahmen
der Motion 22.4272 erfolgen. Das Ständeratsplenum liess sich von diesem Votum
überzeugen und lehnte die Motion im der Wintersession 2023 schliesslich mit 24 zu 17
Stimmen bei zwei Enthaltungen ab. 12

MOTION
DATUM: 14.12.2023
CATALINA SCHMID

Landwirtschaft

Forstwirtschaft

Le parlementaire UDC Jakob Stark (udc, TG) est d'avis que le bois pourrait être plus
souvent utilisé dans la construction d'infrastructures, ce qui permettrait de contribuer
à la décarbonisation de notre société. Pour cela, il souhaiterait que les autorités
lancent un programme de recherche ainsi qu'une stratégie de mise en œuvre afin
d'explorer les possibilités en la matière, notamment dans le but de remplacer le béton
armé par des structures en bois. Il a tenu à rappeler, devant ses collègues, que le
secteur de la construction était l'un des plus gros émetteurs de gaz à effet de serre en
Suisse, la production de ciment étant particulièrement néfaste pour le climat. Jakob
Stark a été suivi par l'ensemble des sénatrices et sénateurs. Le Conseil fédéral a
annoncé ne pas vouloir de cette motion, mais s'est dit prêt à utiliser les savoirs déjà
acquis en la matière (notamment grâce au programme national de recherche (PNR) 66
«Ressource bois» et au rapport en réponse au postulat Jans 13.3924) en cas
d'acceptation. A la chambre basse de décider de la suite à donner à cette
proposition. 13

MOTION
DATUM: 15.06.2021
KAREL ZIEHLI
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Le Conseil national souhaite encourager l'utilisation de bois pour les constructions,
suivant ainsi l'avis de la CER-CN qui, par 22 voix contre 2, avait conseillé à sa chambre
d'aller de l'avant sur cette question. La chambre haute ayant déjà donné son accord, le
Conseil fédéral est donc chargé de mettre en place des programmes de recherche pour
analyser le potentiel du bois, notamment pour certaines infrastructures en
remplacement du béton. Simonetta Sommaruga, pour le Conseil fédéral, a expliqué que
le collège des sept sages s'opposait à cette motion, non pour cause de divergences
dans la volonté exprimée dans le texte, mais bien parce que ce sujet a déjà fait l'objet
de recherches approfondies dans le cadre du programme national de recherche 66
(PNR66) «Ressource bois». Depuis, le Conseil fédéral a mis en place un certain nombre
de mesures pour encourager l'utilisation de bois. Les autorités auraient donc souhaité
ne pas devoir repasser par la recherche, comme demandé par le motionnaire Jakob
Stark (udc, TG). Consciente du sort favorable qui attendait la motion, Simonetta
Sommaruga a donc conclu en affirmant que le Conseil fédéral la comprenait comme un
incitatif à poursuivre ce qui avait déjà été entrepris et pour appliquer le savoir acquis.
146 parlementaires ont suivi l'avis de la commission, contre 18 (provenant de l'UDC et
du PLR) et 10 abstentions. 14

MOTION
DATUM: 30.11.2021
KAREL ZIEHLI

Tierische Produktion

Au vu des cas de peste porcine africaine en augmentation dans les pays limitrophes, le
sénateur thurgovien Jakob Stark (udc) plaide pour une indemnisation liée aux pertes
dues aux mises à mort et aux fermetures des établissements (abattoirs, transformation,
etc.) ordonnées par les autorités. Selon l'élu agrarien, les indemnisations prévues
actuellement dans la loi ne permettent pas de couvrir entièrement les pertes générées
par de telles décisions et il conviendrait de créer un fond à cet égard. Il a mis en garde
ses collègues contre la progression rapide de cette épizootie qui frappe des
exploitations en Allemagne voisine. 
Alain Berset, pour le Conseil fédéral, a demandé aux élu.e.s de la chambre haute de
rejeter cette motion qui amènerait de profondes modifications du système actuel
d'indemnisation. Aujourd'hui, les autorités achètent, pour ainsi dire, les troupeaux
infectés pour les éliminer afin d'éviter que la maladie ne se propage. 90 pour cent de la
valeur du troupeau est rétribuée à l'éleveur. Le système proposé par le motionnaire
impliquerait un dédommagement des pertes de revenu, d'une part, de l'éleveur, mais
également des branches concernées en aval. Mettre en place un tel mécanisme pourrait
inciter d'autres secteurs à demander un tel traitement, comme le redoute le ministre
socialiste qui a interrogé les sénatrices et les sénateurs sur la limite à placer à cet
égard. Alain Berset a, de plus, noté qu'un système d'assurance à cet effet était
actuellement discuté. Finalement, c'est sur l'émergence et la propagation de telles
maladies qu'il faut agir en priorité selon le collège exécutif, et non sur la création d'une
nouvelle indemnité.
C'est à une majorité de 26 voix contre 10 et 4 abstentions que le Conseil des Etats s'est
prononcé en faveur de la motion. A la chambre basse de se positionner. 15

MOTION
DATUM: 13.09.2022
KAREL ZIEHLI

Pflanzliche Produktion

Emboîtant le pas de l'UE, les autorités fédérales prenaient, en 2018, la décision
d'interdire le Gaucho, un pesticide de la famille des néonicotinoïdes utilisé dans les
cultures de betterave sucrière. Alors que certains pays voisins ont, entre temps, fait
marche arrière en réintroduisant ce pesticide (la France et l'Autriche notamment), le
sénateur thurgoviens Jakob Stark (udc, TG) y voit une concurrence déloyale, exigeant
donc des autorités de faire de même. La chambre haute a décidé de transmettre son
texte à la CER-CE  d'après une motion d'ordre Germann (udc, SH). Pour ce dernier, il
serait étrange de voter sur une autorisation de l'utilisation d'un pesticide, alors même
qu'une initiative parlementaire pour une réduction des risques liés à ces substances est
sur la table et que la population est amenée à s'exprimer deux fois sur ce thème
(initiative pour une eau potable propre et initiative pour une Suisse libre de pesticides
de synthèse). 16

MOTION
DATUM: 17.12.2020
KAREL ZIEHLI
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Le sénateur Stark (udc, TG) a retiré sa motion, alors que la CER-CE avait, au préalable,
pris position – par 11 voix contre 1 – contre sa proposition d'alléger temporairement
l'interdiction d'utilisation de néonicotinoïdes pour les semences de betterave. La CER-
CE a justifié sa position en relevant les efforts entrepris par le Conseil fédéral pour
soutenir la production de betterave sucrière. 17

MOTION
DATUM: 14.06.2022
KAREL ZIEHLI

Lebensmittel

Tout comme la chambre du peuple, une majorité du Conseil des Etats veut promouvoir
la consommation de fruits et légumes locaux. La chambre haute a donné son feu vert à
la motion Roduit (centre, VS) qui permettrait, d'une part, de contribuer à lutter contre
le surpoids et l'obésité et, d'autre part, d'inciter à la consommation d'une alimentation
plus respectueuse du climat. Marianne Maret (centre, VS), pour la majorité de la
commission, a insisté sur la nécessité d'informer correctement la population, une
démarche nécessaire pour un bon fonctionnement de la responsabilité individuelle.
Pour la minorité opposée à cette motion, Jakob Stark (udc, TG) a invoqué l'importance
du fédéralisme – s'opposant à des mesures centralisées – et une campagne qu'il
considère comme superflue au vu du niveau d'information de la population à ce sujet;
un avis partagé par le Conseil fédéral, représenté par Alain Berset lors de ce débat. Cela
n'aura pas suffi à convaincre un nombre suffisant de sénatrices et de sénateurs qui ont
accepté par 21 voix contre 16 et 2 abstentions cette proposition. Le Conseil fédéral est
donc chargé de mettre ce texte en œuvre. 18

MOTION
DATUM: 27.09.2021
KAREL ZIEHLI

Comparativement au Conseil national, les débats ont été plus mouvementés à la
chambre haute quant à la déclaration de provenance des produits alimentaires. C'est
par 7 voix contre 6 que la commission de la science de l'éducation et de la culture
(CSEC-CE) a proposé à sa chambre de rejeter le texte du député vaudois Jacques
Nicolet (udc. VD), la majorité estimant que l'actuelle Loi sur les denrées alimentaires
(LDAI), qui est entrée en vigueur en 2017, oblige d'ores et déjà à une déclaration du lieu
de production. Etendre cette déclaration obligatoire au lieu de provenance – les deux
peuvent parfois diverger, lorsque la matière première provient d'un autre
pays – conduirait à une modification d'étiquetage d'un nombre incalculable de produits
selon la rapportrice de la majorité, Andrea Gmür-Schönenberger (centre, LU), pour qui,
s'éloigner des normes européennes représente également un danger en termes de
barrières commerciales. Pour la minorité, représentée par Jakob Stark (udc, TG),
donner cette information supplémentaire aux consommatrices et consommateurs est
nécessaire dans un monde globalisé qui devra, de plus en plus, prendre en compte
l'alimentation durable. Cette transparence pourrait également être un moyen
d'augmenter la compétitivité des produits suisses. Pour le sénateur thurgovien, la
motion est formulée de manière suffisamment large pour laisser une grande marge de
manœuvre au Conseil fédéral. Ce dernier s'oppose pourtant vertement à ce texte qui
risque de créer un monstre bureaucratique, selon les propos d'Alain Berset. Les
entreprises impactées négativement par ce changement législatif seraient nombreuses
d'après l'exécutif. Malgré ces avertissements appuyés, le Conseil des Etats a décidé de
suivre le Conseil national en acceptant ce texte à une courte majorité de 21 élu.e.s
contre 17 et 3 abstentions. Les soutiens sont à retrouver dans l'ensemble des tendances
représentées dans la chambre haute. C'est maintenant au Conseil fédéral de mettre en
œuvre un texte qu'il n'aurait pas voulu voir accepter. 19

MOTION
DATUM: 17.03.2022
KAREL ZIEHLI

Le Conseil des Etats a décidé de suivre le Conseil national s'agissant des traces dans les
produits importés de pesticides interdits en Suisse. Le rapporteur de la majorité de la
Commission de la science, de l'éducation et de la culture du Conseil des Etats (CSEC-
CE), Jakob Stark (udc, TG), a défendu un projet qui permettrait, d'une part, de protéger
les consommatrices et consommateurs et, d'autre part, de mettre sur un pied d'égalité
les producteurs suisses et étrangers. Pour la minorité et le Conseil fédéral, les normes
en vigueur sont suffisamment strictes et ces contrôles relèvent de la compétence
cantonale, comme expliqué par Andrea Gmür-Schönenberger (centre, LU) et Alain
Berset. De plus, la Suisse est partie prenante du Codex Alimentarius de la FAO et de
l'OMS qui fixe des normes internationales à cet égard. Prendre des décisions «entre
quatre murs» – pour reprendre les mots du ministre de l'intérieur –irait à l'encontre
des engagements de la Suisse. 
La décision est finalement revenue à la présidente de la chambre des cantons, Brigitte
Häberli-Koller (centre, TG), alors que 20 parlementaires ont voté pour et 20 contre la

MOTION
DATUM: 15.06.2023
KAREL ZIEHLI
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motion (2 abstentions). Le vote favorable de la présidente donne pour mandat au
Conseil fédéral d'appliquer cette motion. 20

Tierhaltung, -versuche und -schutz

Bien que l'initiative populaire pour les vaches à cornes ait été rejetée par le corps
électoral en 2018, Roberto Zanetti (ps, SO) a déposé une motion demandant de
rémunérer les paysan.ne.s qui laissent aux vaches leurs cornes. Deux raisons ont
poussé le sénateur de Soleure à vouloir poursuivre la discussion. D'une part, la question
du bien-être animal, thématisée lors de la campagne de votation, reste sur la table,
l'écornage des vaches posant problème. D'autre part, plus de 45 pour cent du corps
électoral a apposé un «Oui» sur le bulletin de vote et les analyses post-votation
montrent que près de 20 pour cent des opposant.e.s au texte l'étaient car ils et elles ne
voulaient pas inscrire une telle mesure dans la Constitution fédérale. Une partie s'est
également exprimée contre le texte, car l'argent permettant de financer cette mesure
aurait dû être trouvé dans d'autres secteurs du budget agricole. Travailler au niveau de
l'ordonnance et augmenter légèrement le plafond des dépenses, comme proposé par
Roberto Zanetti, permettrait de résoudre ces oppositions. Le sénateur socialiste
profite du soutien de 27 de ses collègues. Toutefois et sur proposition de Jakob Stark
(udc, TG), la motion a été transmise à la commission compétente pour un examen
préalable.
Dans les médias, Armin Capaul, l'initiateur du texte qui a été refusé par la population, a
affirmé ne pas avoir été informé du dépôt de cette motion au Parlement. Il a, par
ailleurs, annoncé qu'il préparait le lancement d'une nouvelle initiative populaire sur le
sujet. Il s'est toutefois dit prêt à y renoncer, pour autant que la voie proposée par
Roberto Zanetti aboutisse à un résultat probant. 21

MOTION
DATUM: 03.06.2021
KAREL ZIEHLI

Öffentliche Finanzen

Finanzplan und Sanierungsmassnahmen

Eine verbesserte Finanzplanung und -steuerung beim Bund verlangte Peter Hegglin
(mitte, ZG) im Juni 2022. Konkret soll der Bundesrat zukünftig eine mehrjährige, dem
Parlament vorzulegende Finanzstrategie als Teil der strategischen Ziele erarbeiten.
Diese soll eine kohärente Zielsetzung, Massnahmen zur Zielerreichung, eine Beurteilung
möglicher Risikofaktoren sowie entsprechende Lösungsvorschläge enthalten. Zwar
bestünden bereits kurz-, mittel- und langfristige Planungsinstrumente, diese seien aber
zu wenig verbindlich und zu wenig miteinander verknüpft. Entsprechend würden
langfristige Risikoanalysen auch zu wenig in die Finanzplanung einfliessen und die
Langfristperspektive allgemein zu wenig beachtet, wie etwa ein Bericht des EFD
aufgezeigt habe. Eine verbesserte Planung sei aber aufgrund von «mittel- bis langfristig
[...] enormen Herausforderungen» nötig, so der Motionär. 
Der Bundesrat erachtete ein solches zusätzliches Instrument als nicht notwendig und
beantragte die Motion zur Ablehnung. Stattdessen verwies er auf zwei neue
Instrumente, mit denen er die mittel- und langfristige Planung stärken wolle: die
Berichte zur Langfristperspektive für die öffentlichen Finanzen und die
Mittelfristperspektive sowie die steuer- und finanzpolitischen Prioritäten im
Legislaturfinanzplan. Darüber hinaus betonte er, dass auch neue Finanzplaninstrumente
die grossen externen Entwicklungen der letzten drei Jahre nicht hätten zu erfassen
vermögen. 
In der Herbstsession 2022 wies der Ständerat die Motion einem Ordnungsantrag Stark
(svp, TG) folgend stillschweigend seiner Kommission zur Vorberatung zu. 22

MOTION
DATUM: 28.09.2022
ANJA HEIDELBERGER

01.01.65 - 01.01.24 10ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Alternativenergien

Im Ständerat forderte Jakob Stark (svp, TG) mittels einer Motion, dass der Bundesrat im
Rahmen des Gebäudeprogramms (CO2-Gesetz) finanzielle Anreize für den Ersatz von
alten Holzheizungen durch moderne Holzfeuerungsanlagen bereitstellt. Mit der
aktuellen Regelung würde der Bund nur Globalbeiträge an die Kantone entrichten,
damit fossile und elektrische Heizungen durch effiziente Holzfeuerungsanlagen (oder
generell durch andere erneuerbare Heizsysteme) ersetzt werden. Für den Ersatz von
alten und ineffizienten Holzheizungen würden hingegen keine finanziellen Mittel
bereitgestellt. Dies sei gemäss Stark insofern problematisch, als alte Holzheizungen
oftmals aus Komfort- oder Kostengründen durch Wärmepumpen oder gar
Gasheizungen ersetzt würden, die zwar im Falle der Wärmepumpen dem Erreichen des
im Gebäudeprogramm enthaltenen CO2-Reduktionsziels bei Gebäuden dienen, jedoch
dem ebenfalls darin enthaltenen Ziel der Senkung des Stromverbrauchs im
Winterhalbjahr zuwiderlaufen würden, da Wärmepumpen einen erheblichen
Strombedarf (vor allem in den kritischen Wintermonaten) aufweisen. Der Bundesrat
wollte jedoch von dieser Änderung nichts wissen und beantragte die Motion zur
Ablehnung. Die beschränkten verfügbaren Mittel müssten effizient eingesetzt werden
und seien dazu da, dass fossile Heizsysteme durch erneuerbare Anlagen ersetzt
würden, erklärte Energieministerin Simonetta Sommaruga. Zudem solle kein Präjudiz
geschaffen werden, dass der Ersatz von alten erneuerbaren Energiesystemen generell
finanziell unterstützt werde. Der Ständerat goutierte jedoch die Überlegungen des
Thurgauers und nahm die Motion im Dezember 2021 mit 23 zu 12 Stimmen bei 2
Enthaltungen an. 23

MOTION
DATUM: 02.12.2021
MARCO ACKERMANN

Dans sa motion, Jakob Stark (udc, TG) propose des incitations financières pour
encourager le remplacement des anciennes chaudières à bois par des installations
modernes de chauffage au bois. Pour sa part, la Commission de l'environnement, de
l'aménagement du territoire et de l'énergie du Conseil national (CEATE-CN) a
recommandé l'adoption d'une version modifiée de la motion. Si la CEATE-CN rejoint les
préoccupations du sénateur thurgovien, elle estime, d'abord, que ces aides financières
doivent être limitées aux cas où les surcoûts, en comparaison avec d'autres systèmes
de chauffage, engendrés par la modernisation du système de chauffage au bois seraient
disproportionnés. Puis, elle propose de ne pas lier directement le financement au
«Programme Bâtiments», mais plutôt de laisser une marge de manœuvre au Conseil
fédéral lors de la mise en application. L'adoption de la motion modifiée était
préconisée par 13 voix contre 5 et 5 abstentions. A l'opposé, une minorité emmenée
par des députés et députées du PLR et du groupe du Centre recommandaient le rejet
de la motion. Cette minorité considère que l'objectif de réduction des émissions de
CO2 ne doit pas être liée à une technologie spécifique.
Au Conseil national, la motion modifiée a été adoptée par 162 voix contre 28. Les voix
du PLR (24) n'ont été rejointes que par 2 voix du groupe du Centre et 2 voix de l'UDC.
Cela n'a pas suffi pour faire pencher la balance. La motion modifiée retourne donc à la
chambre haute. 24

MOTION
DATUM: 15.06.2022
GUILLAUME ZUMOFEN

Alors que la sécurité d'approvisionnement en électricité est au cœur des débats et que
la Suisse s'est fixé l'objectif d'atteindre la neutralité carbone à l'horizon 2050,
l'installation de parcs solaires à haute altitude  s'est retrouvée sous le feu des
projecteurs. La presse helvétique s'est notamment fait l'écho de plusieurs projets
futurs. Afin d'encadrer ce développement, la sénatrice Heidi Z'Graggen (centre, UR) a
demandé la création d'une législation spéciale pour les installations photovoltaïques
au sol sur de grandes surfaces dans les régions de montagne, sur le modèle de la
législation qui encadre l'utilisation des forces hydrauliques en Suisse. Dans son
argumentaire, la sénatrice uranaise a notamment mis en évidence l'importance de
préserver les paysages helvétiques, de prendre en compte les installations existantes, et
notamment les critères logistiques comme le transport ou le stockage, afin de réduire
l'impact sur la nature, de prévoir des concessions avec des redevances
photovoltaïques, ainsi que de définir, en collaboration avec les cantons, une
planification des sites. Finalement, elle a précisé que dans l'attente d'une législation
solide, un moratoire devrait être imposé sur toutes les nouvelles installations. 
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Le Conseil fédéral s'est opposé à la motion. S'il a reconnu la nécessité de procéder à
une «pesée minutieuse des intérêts», avec par exemple un équilibre à trouver entre
approvisionnement électrique et protection du paysage, il a néanmoins indiqué que les
bases légales existantes étaient suffisantes. Pour appuyer son argument, il a cité
l'ordonnance sur l'aménagement du territoire (OAT) et la loi fédérale sur la protection
de la nature et du paysage (LPN). 
En chambre, les sénateurs et sénatrices ont décidé de transmettre la motion à la
commission compétente, afin d'effectuer un examen détaillé de l'objet. Cette décision
a été proposée, via une motion d'ordre, par le sénateur Jakob Stark (udc, TG). 25

Le Conseil des États s'est à nouveau penché sur la motion du sénateur Jakob Stark (udc,
TG). Cette motion a pour objectif d'instaurer des contributions globales pour le
remplacement des chaudières à bois par des installations modernes de chauffage au
bois. L'objet est revenu à la chambre des cantons, qui l'avait déjà adopté en décembre
2021, car les députés et députées ont apporté une modification au texte initial. En
effet, elles estiment que ces contributions financières ne devraient être accordées
uniquement si les surcoûts pour maintenir un chauffage au bois sont disproportionnés.
La Commission de l'environnement, de l'aménagement du territoire et de l'énergie du
Conseil des États (CEATE-CE) a salué la modification votée à la chambre du peuple. Si
elle recommande, par 9 voix contre 2 et 1 abstention, l'adoption de la motion, elle
demande au Conseil fédéral de préciser la portée du terme disproportionné. En
chambre, la motion modifiée a été tacitement adoptée. 26

MOTION
DATUM: 06.12.2022
GUILLAUME ZUMOFEN

Verkehr und Kommunikation

Strassenverkehr

Die kleine Kammer beschäftigte sich in der Sommersession 2021 mit den
Arbeitsbedingungen für Berufschauffeusen und -chauffeure in Form einer Motion
Storni (sp, TI). Die Motion, die vom Nationalrat stillschweigend angenommen worden
war, sorgte im Ständerat für deutlich mehr Gesprächsstoff. Stefan Engler (mitte, GR)
erläuterte, dass Motionär Storni das Ziel verfolge, vor allem die Situation ausländischer
Chauffeure und Chauffeusen, welche in der Schweiz unterwegs sind, zu verbessern. Zu
diesem Zweck soll es allen Berufschauffeusen und -chauffeuren untersagt sein, ihre
reguläre wöchentliche Ruhezeit ausschliesslich im Fahrzeug zu verweilen. Damit würde
die Schweiz auch eine geplante Regelung der EU nachvollziehen. Aus diesen Gründen
unterstütze die KVF-SR diese Motion einstimmig. Nicht einverstanden mit dieser
Argumentation war hingegen Jakob Stark (svp, TG). Er hatte einen Einzelantrag auf
Ablehnung der Motion eingereicht, da er befürchtete, dass ausländische Chauffeusen
und Chauffeure durch diese Regelung gezwungen wären, in einer Unterkunft zu
übernachten, die sie selber berappen müssten. Ratskollege Rechsteiner (sp, SG)
hingegen unterstützte die Motion, weil er darin eine Chance sah, «das Sozialdumping
dort, wo es möglich ist, zu verhindern und die Standards nach oben anzupassen».
Thierry Burkart (fdp, AG), Präsident des ASTAG, erläuterte, dass der Bundesrat ohnehin
bereits daran sei, die Chauffeurverordnung im Sinne der Motion Storni anzupassen.
Daher sei die Motion eigentlich gar nicht notwendig, eine Ablehnung der Motion aber
auch nicht. Abschliessend bekräftigte Verkehrsministerin Sommaruga noch einmal die
zustimmende Haltung des Bundesrates. Die Motion entspreche «dem, was aufgegleist
ist, was breit abgestützt ist, was einstimmig in Ihrer Kommission beschlossen wurde und
ohnehin zu tun ist, weil wir diese Wettbewerbsverzerrungen alle nicht wollen». Nach
diesem Votum stimmte der Ständerat der Motion mit 37 zu 8 Stimmen deutlich zu. 27
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Raumplanung und Wohnungswesen

Raumplanung

Im September 2022 reichte SVP-Ständerat Jakob Stark (svp, TG) eine Motion ein, mit
der er den Bundesrat beauftragen wollte, mit Gesetzesänderungen den Kantonen die
Möglichkeit zu geben, in ihren Richt- und Nutzungsplänen – analog zur
Lärmüberlagerungszone – auch Gebiete mit Geruchsvorbelastung bezeichnen können.
Stark begründete sein Anliegen damit, dass landwirtschaftliche Betriebe durch Um-
oder Neueinzonungen von nahegelegenem Land plötzlich in oder neben Bauzonen
liegen können. Dadurch sähen sie sich plötzlich mit sehr hohen Anforderungen
betreffend den Immissionsschutz konfrontiert. Laut Stark müssten viele Tierhalter und
Tierhalterinnen in solchen Fällen ihre Ställe schliessen, da sie die Anforderungen an die
Geruchsemissionen nicht erfüllen können. Der Bundesrat solle es deshalb den
Kantonen erlauben, Geruchsüberlagerungszonen zu definieren, in denen höhere
Geruchsemissionen erlaubt sein sollen. Der Bundesrat beantragte der kleinen Kammer,
die Motion abzulehnen, da das Thema inhaltliche Überschneidungen mit der zweiten
Etappe der Teilrevision des RPG aufweise, welche derzeit von den Räten debattiert
wird. 
Der Ständerat beugte sich in der Wintersession 2022 über die Motion. Dabei stellte
Martin Schmid (fdp, GR) einen Ordnungsantrag, um die Motion an die UREK-SR zu
überweisen. Diese solle das Anliegen der Motion dann inhaltlich zusammen mit der
RPG-2-Vorlage behandeln, sobald das Geschäft vom Nationalrat zur
Differenzbereinigung zurück in den Ständerat überwiesen werde. Motionär Stark zeigte
sich mit dem Vorschlag einverstanden und so überwies der Ständerat die Motion
stillschweigend an seine UREK. 28

MOTION
DATUM: 12.12.2022
ELIA HEER

Eine von Jakob Stark (svp, TG) lancierte Motion forderte eine Anpassung des NHG, mit
der neben dem nationalen Interesse an schützenswerten Ortsbildern auch lokale und
kantonale Interessen stärker gewichtet werden sollten. Nach Ansicht des Motionärs
stelle das ISOS-Inventar momentan eine unüberwindbare Hürde für bestimmte
kommunale und kantonale Aufgaben dar. Der Bundesrat hob hervor, dass die nationalen
Interessen des ISOS nicht per se höher gewichtet werden sollten als andere Interessen
und beantragte, die Motion anzunehmen. Der Ständerat folgte diesem Antrag in der
Herbstsession 2023 und nahm den Vorstoss stillschweigend an. 29

MOTION
DATUM: 06.06.2023
VIKTORIA KIPFER

Eine Motion de Quattro (fdp, VD), welche energetische Gebäudesanierungen von der
Bewilligungspflicht befreien wollte, wurde in der Herbstsession 2023 vom Ständerat
beraten. Mithilfe einer Änderung des RPG sollte so die Energieeffizienz gefördert
werden. Jakob Stark (svp, TG) beantragte im Namen der UREK-SR, den Vorstoss
abzulehnen, da das Anliegen bereits in die zweite Etappe der Revision des RPG
aufgenommen worden sei und die Motion daher als erfüllt betrachtet werden könne.
Der Ständerat folgte diesem Antrag und lehnte den Vorstoss mit 34 zu 1 Stimme ab. 30

MOTION
DATUM: 14.09.2023
VIKTORIA KIPFER

Umweltschutz

Gewässerschutz

Im September 2019 reichte Werner Hösli (svp, GL) eine Motion zum Thema
Gewässerräume ein. Bei den Gewässerräumen handelt es sich um geschützte Zonen
rund um oberirdische Gewässer, die sicherstellen sollen, dass nicht zu dicht an die
Gewässer gebaut wird und dass diese ihre natürlichen Funktionen erfüllen können.
Hösli forderte, dass in den nicht geschützten Zonen ausserhalb der Bauzone die Grösse
des Gewässerraumes verkleinert werden kann, wenn dem betroffenen
Landwirtschaftsbetrieb aufgrund der geographischen oder topographischen
Verhältnisse ein übermässig grosser Anteil der ertragreichen Futtergrundlage
genommen wird oder wenn im reduzierten Gewässerraum nur mit natürlichem Dünger
gearbeitet wird.
Mit seinem Vorstoss nahm Hösli Bezug auf die seit 2011 geltende Pflicht der Kantone,
die Gewässerräume auszuscheiden, sprich für all ihre Gewässer den entsprechenden
Gewässerraum festzulegen. Diese Pflicht war als indirekter Gegenvorschlag zur
zurückgezogenen Initiative «Lebendiges Wasser» mittels einer Änderung der GSchV
eingeführt worden. Wenige Jahre nach Inkrafttreten dieser Regelgung war diese
Vorschrift mit der Überweisung einer Motion der UREK-SR bereits wieder etwas
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aufgeweicht worden. Als Folge der Annahme der Motion der UREK-SR wurde die GSchV
derart angepasst, dass die Handlungsspielräume für die Kantone bei der Festlegung des
Gewässerraumes vergrössert wurden.
Auf diese rechtliche Entwicklung wies der Bundesrat in seiner Stellungnahme zu Höslis
Vorstoss hin. Da mit der letzten Änderung der GSchV die unterschiedlichen
geografischen und topografischen Verhältnisse in den Kantonen bereits berücksichtigt
würden und weil auch die BPUK nach dieser Verordnungsänderung keinen Bedarf nach
einer rechtlichen Anpassung sehe, lehne er den Vorstoss ab.
In der Wintersession 2019 beugte sich der Ständerat ein erstes Mal über die Motion,
welche in der Zwischenzeit von Jakob Stark (svp, TG) übernommen worden war, und
wies sie auf Antrag von Roberto Zanetti (sp, SR) der Kommission zur Vorberatung zu. 31

In der Frühjahressession 2021 befasste sich die kleine Kammer erneut mit der Motion
Hösli (svp, GL), übernommen von Jakob Stark (svp, TG), zum Thema  Gewässerraum. Im
Rahmen der UREK-SR-Sitzung vom Januar 2021 hatte Stark die zweite Ziffer der Motion
bezüglich der Verwendung von Dünger zurückgezogen. In der vorliegenden Form
verlangte die Motion deshalb nur noch, dass das GSchG so abgeändert wird, dass in
nicht geschützten Gebieten ausserhalb der Bauzone der Gewässerraum verkleinert
werden kann, wenn den Landwirtschaftsbetrieben sonst ein übermässiger Anteil der
ertragreichen Futtergrundlage entzogen wird.
Dem Ständerat lag bei der Beratung des Geschäfts ein Mehrheitsantrag seiner
Kommission auf Annahme und ein links-grüner Minderheitsantrag auf Ablehnung der
abgeänderten Motion vor. Martin Schmid (fdp, GR) legte für die Kommissionsmehrheit
dar, dass diese in den Forderungen der Motion keinen Widerspruch zur Trinkwasser-
Inititiative, zu den Zielen des GSchG oder zum Hochwasserschutz sehe. Die Umsetzung
der Motion würde es den Kantonen lediglich ermöglichen, die noch bestehenden
Probleme bei der Festlegung der Gewässerräume anzugehen. Daniel Fässler (mitte, AI)
ergänzte, dass mit den 2017 vorgenommenen Änderungen sowie mit früheren
Anpassungen der Gewässerschutzverordnung für die Landwirtschaftsbetriebe nur sehr
wenig zusätzliche Flexibilität geschaffen worden sei. Jakob Stark fügte an, dass die
Ausscheidung des Gewässerraumes viel rascher vorangehen würde, wenn die in der
Motion geforderte Ergänzung der Bestimmungen vorgenommen würde. Dies würde
auch der Natur mehr nützen als langwierige politische Auseinandersetzungen.
Roberto Zanetti (sp, SO) wies als Sprecher der Minderheit darauf hin, dass sich sowohl
die BPUK als auch die LDK vehement gegen die Motion ausgesprochen hätten. In rund
der Hälfte der Kantone und Gemeinden seien die Gewässerräume bereits
ausgeschieden worden. Es sei unfair, wenn man die Spielregeln während der Umsetzung
ändere. Man setze mit der Motion den Kompromiss aufs Spiel, der seinerzeit zum
Rückzug der Volksinitiative «Lebendiges Wasser» geführt habe. Zudem riskiere man
etliche Verfahren von Landwirtschaftsbetrieben, die mit der bereits vollzogenen
Ausscheidung des Gewässerraums auf ihren Grundstücken nicht zufrieden seien.
Schliesslich sei die vorgesehene Schwächung des Gewässerschutzes ein Steilpass für
die Trinkwasser-Initiative. Umweltministerin Sommaruga führte dieselben Argumente
ins Feld wie Roberto Zanetti und schloss, dass es im Hinblick auf die Abstimmung zur
Trinkwasser-Initiative darum gehe, klare Signale an die Bevölkerung zu senden, dass der
Bundesrat und das Parlament den Gewässerschutz und in einem weiteren Sinne auch
die Biodiversität schützen und nicht etwa schwächen wollen. Dennoch nahm der
Ständerat die abgeänderte Motion mit 26 zu 18 Stimmen an. 32

MOTION
DATUM: 09.03.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Der Nationalrat befasste sich in der Herbstsession 2021 mit einer Motion Hösli (svp, GL),
welche von Jakob Stark (svp, TG) übernommen worden war, zur Verkleinerung des
Gewässerraums. Die Kommissionssprechenden Pierre-André Page (svp, FR) und Priska
Wismer-Felder (mitte, LU) erläuterten die Argumente der knappen
Kommissionsmehrheit (13 zu 12 Stimmen), welche die Motion zur Annahme empfahl.
Wismer-Felder führte aus, dass ein von der Kommission verlangter Zusatzbericht zu
den Auswirkungen der Motion aufgezeigt habe, dass in den drei im Bericht
untersuchten Kantonen Glarus, Graubünden und Aargau lediglich rund 1.8 Prozent der
Landwirtschaftsbetriebe von der in der Motion geforderten Bestimmung betroffen
wären. Mit der vorliegenden Motion könne das GSchG so geändert werden, dass diesen
Betrieben, die mit der geltenden Regelung in ihrer Existenz bedroht seien, geholfen
werden könne.
Martina Munz (sp, SH) vertrat die Kommissionsminderheit. Sie kritisierte, dass die
Mehrheit der UREK-NR ignoriere, dass mit dieser Motion der Schutz der Biodiversität
sowie der Hochwasserschutz leiden würden. Während in den drei untersuchten
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Kantonen 0.1 bis 1.4 Prozent an ertragreicher Futtermittelfläche gewonnen werden
könnten, gingen zwischen 25 und 75 Prozent der Gewässerraumfläche verloren. Sie sei
doch sehr erstaunt darüber, dass einige wenige Landwirte mehr Gehör erhielten als die
Kantone durch ihre LDK und BPUK, zumal Erstere bereits mit CHF 200 Mio. entschädigt
worden seien. Die Mehrheit des Rates sah dies ähnlich: Die grosse Kammer lehnte die
Motion mit 100 zu 84 Stimmen (bei 1 Enthaltung) ab. Die befürwortenden Stimmen
stammten von den geschlossen stimmenden Grünen-, SP- und GLP-Fraktionen, von der
Hälfte der FDP.Liberalen-Fraktion sowie von einzelnen Mitgliedern der Mitte- und der
SVP-Fraktionen. Der Vorstoss ist damit erledigt. 33

Luftreinhaltung

Die Veröffentlichung von Luftschadstoffemissionen stationärer Anlagen war Thema
einer ständerätlichen Sitzung in der Sommersession 2022. Jakob Stark (svp, TG)
erläuterte als Sprecher der vorberatenden UREK-SR, weshalb diese die Motion von Felix
Wettstein (gp, SO) mehrheitlich zur Ablehnung beantrage: Stark stellte die rhetorische
Frage, «ob die Öffentlichkeit eine obligatorische Publikation richtig einschätzen kann
oder ob die plötzlich für obligatorisch erklärte Information nicht generell zu einer
Verunsicherung führt, die sachlich wiederum nicht zu rechtfertigen ist». Zudem gelte
im Umweltbereich seit der Unterzeichnung der Aarhus-Konvention bereits das
Öffentlichkeitsprinzip, wonach alle Personen, die das möchten, Einblick in die
angeforderten Informationen und Daten erhielten. Schliesslich befürchtete Stark auch
einen grossen Mehraufwand für die kantonalen Ämter und sah insgesamt keinen Grund
für einen Eingriff in die Hoheitsrechte der Kantone. Seitens der Minderheit der UREK-
SR erhoffte sich Adèle Thorens Goumaz (gp, VD) mit der Annahme der Motion eine
Erhöhung der Transparenz und des Informationsniveaus in der Bevölkerung. Es könne
nicht angehen, dass Informationen, die die öffentliche Gesundheit betreffen, nicht
einfacher zugänglich gemacht würden. Zudem werde mit dieser Motion nicht an der
Kompetenzverteilung zwischen den Kantonen und dem Bund gerüttelt. Thorens Goumaz
vermochte die Mehrheit der kleinen Kammer jedoch nicht zu überzeugen; diese lehnte
die Motion mit 20 zu 12 Stimmen bei 4 Enthaltungen ab. Die befürwortenden Stimmen
stammten von Fraktionsmitgliedern der Grünen, der SP und der FDP.Liberalen. 34

MOTION
DATUM: 31.05.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Krankenversicherung

Marktrückzüge von bewährten und günstigen Arzneimitteln stoppen wollte Jakob Stark
(svp, TG) mit einer Motion, die er im Juni 2021 einreichte. So sei gemäss einem Bericht
des BWL insbesondere die «Versorgungssicherheit bei seit langem eingeführten, nicht
patentgeschützten, kostengünstigen und für die medizinische Grundversorgung
unabdingbaren Wirkstoffen und Fertigarzneimitteln» gefährdet, indem gerade diese
Medikamente immer häufiger aus dem Schweizer Markt zurückgezogen würden. Das
Anbieten von günstigen Arzneimitteln in der Schweiz sei beispielsweise aufgrund des
Zulassungsverfahrens oder der Dreijahresüberprüfung durch das BAG in Anbetracht des
kleinen Absatzmarktes für die Vertreibenden zu aufwändig und zu teuer. Durch den
Bund erzwungene Preissenkungen im Rahmen der Überprüfung der Arzneimittelpreise
würden gewisse dieser Produkte unwirtschaftlich machen, befürchtete der Motionär.
Um die Versorgung in der Schweiz sicherzustellen, verlangte Stark deshalb, dass das EDI
die laufenden Preisüberprüfungen aller Arzneimittel der Spezialitätenliste mit einem
Stückpreis unter CHF 20 stoppe und deren Preise auf dem Stand von 2018 belasse.
Zukünftig sollen die Überprüfungen bei den entsprechenden Medikamenten nur noch
alle 10 Jahre durchgeführt werden und dabei auch die Versorgungssicherheit und die
Unabhängigkeit vom Produktionsstandort Asien als Kriterien berücksichtigt werden. In
seiner Begründung verwies Stark überdies auf die Motion Humbel (mitte, AG; Mo.
17.3828) mit einem bisher nicht erfüllten Auftrag an den Bundesrat, «ein differenziertes
Preisüberprüfungssystem für Arzneimittel zu schaffen». Der Bundesrat argumentierte
in seiner Stellungnahme, dass das KVG keinen Überprüfungsstopp der Arzneimittel
unter CHF 20 erlaube, wohl aber einen Verzicht auf eine Preissenkung aufgrund der
Versorgungssicherheit. Entsprechend habe das BAG zwischen 2017 und 2020 in 26
Fällen auf eine Preissenkung verzichtet und in 15 Fällen gar eine Preiserhöhung
bewilligt. Die Motion beantragte er zur Ablehnung, zumal er im zweiten
Massnahmenpaket bereits eine entsprechende Regelung für eine differenzierte
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Überprüfung vorsehe. 
In der Herbstsession 2021 begründete Jakob Stark seine Motion im Ständerat und
betonte, er wolle sicherstellen, dass die Preise der entsprechenden Arzneimittel bis zur
Umsetzung des bundesrätlichen Vorschlags auf dem Niveau von 2018 belassen werden
können. Damian Müller (fdp, LU) kritisierte die Motion scharf und betonte insbesondere
die Wichtigkeit der dreijährlichen Preisüberprüfung. So seien die Medikamentenpreise
in der Schweiz generell zu hoch, nicht zu tief, und diese Preisüberprüfung diene eben
genau ihrer Senkung. Entsprechend solle man keinesfalls eine funktionierende
Massnahme zur Senkung der Kosten ausser Kraft setzen. Nach einem Ordnungsantrag
von Erich Ettlin (mitte, OW), der diese Frage im Rahmen der Beratung des ersten
Kostendämpfungspakets in der Kommission debattieren wollte, entschied sich der
Ständerat mit 33 zu 0 Stimmen bei 1 Enthaltung dafür, die Motion der SGK-SR zur
Vorberatung zuzuweisen. 35

Soziale Gruppen

Asylpolitik

Ende Mai 2022 reichten die SVP-Fraktion im Nationalrat und SVP-Vertreter Jakob Stark
(TG) im Ständerat zwei gleichlautende Motionen zur regelmässigen und dynamischen
Überprüfung und Anpassung des Schutzstatus S für Personen aus der Ukraine ein. Dies
sei nötig, da sich die Kämpfe innerhalb der Ukraine im Kriegsverlauf in den Süden und
Osten des Landes verlegt hätten. Der Bundesrat solle daher regelmässig überprüfen, ob
eine sichere Rückkehr in verschiedene Regionen der Ukraine möglich sei und allenfalls
den Schutzstatus S zukünftig an den Wohnort der Betroffenen knüpfen. Wie bereits in
der Stellungnahme zu zwei verwandten Motionen (Mo. 22.3512 und Mo. 22.3517) wies
der Bundesrat auf die volatile Sicherheitslage innerhalb der gesamten Ukraine hin.
Während in ukrainisch kontrollierten Gebieten aktuell zwar keine Kampfhandlungen
stattfänden, könne man erneute Angriffe mit Fernkampfwaffen durch Russland nicht
ausschliessen. Ebenso würden solche dynamischen und regionalen Anpassungen des
Schutzstatus S nicht den Regelungen der EU entsprechen, weshalb der Bundesrat die
beiden Motionen zur Ablehnung beantragte. In der Herbstsession 2022 wurden die
Vorstösse gegen den Widerstand der SVP-Fraktion in beiden Kammern deutlich
abgelehnt. Der Nationalrat sprach sich mit 153 zu 51 Stimmen (bei 1 Enthaltung) dagegen
aus, im Ständerat scheiterte das Anliegen mit 37 zu 6 Stimmen (bei 1 Enthaltung). 36

MOTION
DATUM: 21.09.2022
VIKTORIA KIPFER

Familienpolitik

In der Wintersession 2022 überwies der Ständerat mit 23 zu 19 Stimmen eine Motion
der Nationalrätin Christine Bulliard-Marbach (mitte, FR) zur Schaffung einer nationalen
Statistik über Kinder, die Zeuginnen und Zeugen von häuslicher Gewalt sind. Eine
Minderheit Stark (svp, TG) der WBK-SR pflichtete dem ablehnenden Antrag des
Bundesrats bei und betonte, dass bereits existierende Statistiken ausreichen würden,
um die Erfahrungen von Kindern als Zeugen und Zeuginnen häuslicher Gewalt
abzubilden. Sie zweifelte infolgedessen an der Verhältnismässigkeit des Vorstosses.
Bereits bestehende Statistiken, so unter anderem die polizeiliche Kriminalstatistik,
erfassten jedoch nur zur Strafanzeige gebrachte Fälle der häuslichen Gewalt, wodurch
keine umfassende Datengrundlage existiere, argumentierten dagegen die
Unterstützerinnen und Unterstützer der Motion. 37

MOTION
DATUM: 12.12.2022
VIKTORIA KIPFER

Bildung, Kultur und Medien
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Bildung und Forschung

Berufsbildung

WBK-SR-Sprecher Jakob Stark (svp, TG) erläuterte die Vorteile der Motion «Bessere
Steuerung und Planbarkeit in der Berufsbildungsfinanzierung», welche von der WBK-
NR im Januar 2021 eingereicht worden war und nun in der Sommersession 2021 vom
Ständerat behandelt wurde. Mit diesem Vorstoss solle mehr Ordnung in die
Finanzierung der Berufsbildung gebracht werden. Ziel sei es, dass die Kantone mehr
Planungssicherheit bekämen, indem sie die Pauschalbeiträge für die Berufsbildung
unabhängig von den Berufsbildungsausgaben des Bundes erhielten. Entsprechend
beantragte die Kommission die Annahme der Motion. Bildungsminister Parmelin
anerkannte, dass das derzeitige System der Berufsbildungsfinanzierung komplex sei.
Aus Sicht des Bundesrates sei es aber sinnvoller und realistischer, die Forderung der
Motion erst im Rahmen der BFI-Botschaft 2025-2028 anzugehen. Daher lehnte der
Bundesrat die Motion ab. Anschliessend stimmte der Ständerat der Motion jedoch
deutlich zu – mit 35 zu 1 Stimmen, bei einer Enthaltung. 38

MOTION
DATUM: 17.06.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Die Stärkung der Berufs-, Studien- und Laufbahnberatung – insbesondere des Projekts
«viamia» – stand in der Herbstsession 2022 auf der Agenda des Ständerates. Für die
Mehrheit der vorberatenden WBK-SR argumentierte Jakob Stark (svp, TG), dass die
Bedeutung der Berufs-, Studien- und Laufbahnberatung (BSLB) unbestritten sei, sowohl
was die berufliche Weiterbildung anbelange als auch im Hinblick auf den
Fachkräftemangel. Ebenso unbestritten sei der Nutzen des Projekts «viamia», welches
eine kostenlose berufliche Standortbestimmung für Personen über 40 Jahren anbietet.
Es gebe jedoch drei Gründe, die gegen die Annahme der vorliegenden Motion der WBK-
NR sprächen: Zum einen liege die Kompetenz für den BSLB-Bereich klar bei den
Kantonen, zum anderen sei es nicht angebracht, bereits jetzt bestimmte Ausgaben für
die nächste BFI-Periode festzulegen. Schliesslich sei es nicht sinnvoll, vor der geplanten
Evaluation des Projekts viamia zu entscheiden, dass dieses weitergeführt werden solle.
Elisabeth Baume-Schneider (sp, JU) hingegen hob die positiven Aspekte der Motion
hervor: So werde durch die Umsetzung der Motion keineswegs die Kompetenzaufteilung
zwischen Bund und Kantonen in Frage gestellt, es gehe vielmehr um die Weiterführung
eines Projekts, das das Ziel verfolge, den einheimischen Arbeitsmarkt zu stärken und
die Arbeitnehmenden, die sich beruflich neu orientieren möchten, zu unterstützen. Die
Mehrheit des Ständerates sprach sich jedoch mit 23 zu 14 Stimmen bei 3 Enthaltungen
für Ablehnung der Motion aus. 39

MOTION
DATUM: 19.09.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

Forschung

Die Forderung von Martina Munz (sp, SH), den ETH-Bereich zu einem international
führenden Nachhaltigkeitsnetzwerk zu entwickeln, stand in der Wintersession 2021
auf der Traktandenliste des Ständerates. Die kleine Kammer entschied sich für die
Ablehnung der entsprechenden Motion, nachdem WBK-SR-Sprecher Jakob Stark (svp,
TG) und Bildungsminister Parmelin dargelegt hatten, dass das Anliegen der Motion
bereits erfüllt sei. So sei die ETH bezüglich der nachhaltigen Entwicklung einerseits
bereits mustergültig unterwegs und andererseits habe der Bundesrat im Rahmen seiner
Kompetenzen den Aspekt der Nachhaltigkeit bereits an verschiedenen Stellen in die
strategischen Ziele für den ETH-Bereich für die Periode 2021-2024 aufgenommen. 40

MOTION
DATUM: 15.12.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER
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